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Mit dieser dritten Ausgabe des Jahres 2012 bieten wir Ihnen einen Über-
blick der aktuellen Entwicklungen und Neuheiten aus dem Bereich des 
Steuer- und Abgabenrechts. Neben dem umfangreichen fachlichen Teil, 
möchten wir Sie mit unserer Zeitung „Steuern & Trends“ auch stets über 
Aktuelles aus unserem Büro und von unseren Mitarbeitern informieren. 
So hat Frau Stefanie Eder im August 2012 ein Mädchen zur Welt ge-
bracht, wozu wir ihr herzlich gratulieren. Auch sind wir sehr stolz, dass 
mit Frau Bettina Wechselberger und Frau Christina Hölzl wieder zwei Kol-
leginnen die Prüfung zur diplomierten Buchhalterin mit Erfolg bestan-
den haben und gratulieren ebenfalls unserem Kollegen Mag. Gerhard  
Obwaller zu seiner Sponsion. 

Im September bin ich nunmehr seit 25 Jahren selbstständiger Steuer-
berater und möchte mich auf diesem Wege bei allen Klienten für ihre 
Treue und bei allen Mitarbeitern für die ausgezeichnete Zusammenar-
beit bedanken.

Neben Berichten zu diesen Anlässen informiert Sie im fachlichen Teil 
der Zeitung Herr StB MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M. in seinem Artikel über 
die Anforderungen an ein Fahrtenbuch, sowie über die abgabenrecht-
lichen Möglichkeiten, falls dieses nicht geführt wurde. In einem weite-
ren Artikel unseres Kooperationspartner WITISA erfahren Sie von Herrn  
DDr. Kühbacher alles Wissenswerte über den Gewinnfreibetrag und sei-
ne Adaptierung durch das 1. Stabilitätsgesetz 2012.

Eine Novellierung des Gewerberechtes bringt vor allem für Baumeister, 
eingeschränkte Baumeister und Erdbauer Veränderungen mit sich, über 
die wir Sie gerne vorab informieren. Weitere Fachartikel beschäftigen 
sich unter anderem mit dem österreichischen Mahnverfahren, der Un-
wirksamkeit der Befristung von Gutscheinen, der Behandlung von Bau-
leistungen im Umsatzsteuergesetz sowie  Grenzen der Finanzierungs-
freiheit bei Vermietung und Verpachtung.

Aus aktuellem Anlass zeigt das Team der Personalverrechnung das 
Risiko der Nachverrechnung eines Sachbezuges bei Privatnutzung 
betrieblicher Fahrzeuge von Dienstnehmern - auch von Familienan-
gehörigen (!) - im Dienstverhältnis auf. Weiters erfahren Sie die Kon-
sequenzen aus der Nichteinhaltung einer gegebenen Wiedereinstel-
lungszusage und erhalten einen Überblick über die arbeitsrechtlichen 
Ansprüche geringfügig beschäftigter Arbeitnehmer.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen der aktuellen Ausgabe un-
serer Steuern&Trends.

 Stb. Hermann Gandler
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Durch das Mahnverfahren hat daher 
der österreichische Gesetzgeber 
ein Werkzeug geschaffen, wel-
ches es den Gläubigern ermöglicht, 
gegen einen zahlungsunwilligen 
Schuldner rasch und kostengünstig 
vorzugehen.

Wichtig:
Das Mahnverfahren kann unter an-
derem nur durchgeführt werden, 
wenn die in der Klage zusammen-
gerechneten Ansprüche den Betrag 
von € 75.000,- nicht übersteigen. 
Andernfalls ist vom Gericht ein or-
dentliches Verfahren einzuleiten.

Zum Ablauf: 
Sofern die Voraussetzungen zum 
Mahnverfahren erfüllt sind (§ 244 
ZPO), hat das Gericht einen soge-
nannten bedingten Zahlungsbefehl 
zu erlassen. Erfolgt dann innerhalb 
einer Frist von vier Wochen kein 
Einspruch, wird der Zahlungsbefehl 
rechtskräftig und somit unbedingt.

Dadurch ist nun der Gläubiger in der 
günstigen Lage, mit diesem rechts-
kräftigen Zahlungsbefehl gegen 
den Schuldner Exekution zu führen, 
sofern dies für notwendig erachtet 
wird. Der Begünstigte (Gläubiger) ist 
zur Exekution nicht verpflichtet!
Zur Hereinbringung von Geldforde-
rungen kommen entweder die:

•	 Exekution	 auf	 unbewegliches 
Vermögen wie z.B. die Zwangs-
verwaltung, die Zwangsverstei-
gerung von Liegenschaften, die 
zwangsweise Pfandrechtsbe-
gründung oder die

•	 Exekution	 auf bewegliches Ver-
mögen wie z.B. Fahrnisse, Geld-
forderungen etc. in Frage.

Wenn jedoch der Beklagte recht-
zeitig Einspruch erhebt, tritt der 
Zahlungsbefehl außer Kraft und das 
Gericht hat daraufhin ein ordentli-
ches Verfahren einzuleiten.

Derzeit werden bei den Bezirksge-
richten und Gerichtshöfen erster 
Instanz in etwa 500.000 Mahnkla-
gen pro Jahr eingebracht und circa 
90% davon werden aufgrund des 
nicht rechtszeitigen Einspruches 
zu vollstreckbaren Exekutionsti-
teln. Die Chancen stehen daher gut, 
zu seinen offenen und fälligen For-
derungen zu gelangen, bzw. zumin-
dest einen rechtskräftigen Exekuti-
onstitel zu erwirken.

Fazit: 
Durch das einfache und kosten-
günstige Mittel des Mahnverfahrens 
können offene und fällige Forderun-
gen rechtskräftig vom Gericht fest-
gestellt und in weiterer Folge durch 
behördliche Hilfe exekutiert werden. 
Etwa 90 % der Klagen die einge-
bracht werden, münden in einen 
rechtskräftigen Exekutionstitel der 
jederzeit im Wege des Exekutions-
verfahrens vollstreckt werden kann.

Mag. Gerhard Obwaller

Die Beschränkung der Finanzie-
rungsfreiheit ergibt sich daraus, 
dass das Darlehen in direktem Zu-
sammenhang mit dem finanzier-
ten Wirtschaftsgut steht. Wird das 
Darlehen zur Finanzierung eines 
Gebäudes verwendet das zum Teil 
vermietet wird und zum Teil selbst 
genutzt wird, so sind auch die 
Schuldzinsen entsprechend dem 
Ausmaß der Nutzflächen aufzu-
teilen und nur anteilig Werbungs-
kosten. Wenn ein Wirtschaftsgut 
ursprünglich eigenfinanziert wurde 
bewirkt eine nachträgliche Dar-
lehensaufnahme nicht, dass die 
Schuldzinsen zu Werbungskosten 
werden. Wird allerdings ein fremd-
finanziertes Wirtschaftsgut ver-
äußert und wird mit dem Erlös ein 
anderes Wirtschaftsgut zur Ein-
künfteerzielung erworben, so kann 
die steuerliche Wirkung des Darle-
hens umgewidmet werden. Dafür 
muss unbedingt ein äußerlich er-
kennbarer zeitlicher und wertmäßi-
ger Zusammenhang gegeben sein.

Fallbeispiele:
•	 Ein	 Steuerpflichtiger	 erwirbt	 zwei 

Wohnungen (X und Y) um je  
€ 250.000,-. Wohnung X wird pri-
vat genutzt, Wohnung Y wird ver-
mietet. Insgesamt stehen dem 
Steuerpflichtigen € 250.000,- an 
Eigenmittel zur Verfügung, die 
restlichen € 250.000,- müssen 
fremdfinanziert werden.
>> Der Kredit dient sowohl der Fi-
nanzierung der Privatwohnung als 
auch der Finanzierung der vermie-
teten Wohnung. Die Schuldzinsen 
sind daher anteilig als Werbungs-
kosten absetzbar. Der Anteil rich-
tet sich nach dem Wertverhältnis 
der Wohnungen zueinander. Im 
konkreten Fall sind also 50% der 
Schuldzinsen absetzbar.

•	 Ein	 Steuerpflichtiger	 erwirbt	 eine	
Wohnung X. Diese wird aus Ei-
genmitteln finanziert und selbst 
bewohnt. Zu einem späteren Zeit-
punkt erwirbt er eine zweite Woh-
nung Y, welche er fremdfinanziert 
und vermietet.

>> Es besteht ein alleiniger Fi-
nanzierungszusammenhang zur 
vermieteten Wohnung Y, daher 
sind die Schuldzinsen in vollem 
Ausmaß als Werbungskosten 
abzugsfähig.

•	 Ein	 Steuerpflichtiger	 vermietet	
eine Wohnung X. Diese wurde 
fremdfinanziert. Die Wohnung X 
wird verkauft, doch anstatt mit 
dem Erlös den Kredit zu tilgen, 
wird die Wohnung (Y) angeschafft, 
welche ebenfalls vermietet wird.
>> Mit der Veräußerung erlischt 
der Finanzierungszusammen-
hang mit der Wohnung X, wo-
durch der Kredit der neu erworbe-
nen Wohnung Y gewidmet werden 
kann. Da die Wohnung Y ebenfalls 
als Einkunftsquelle dient, sind 
die Schuldzinsen weiterhin als 
Werbungskosten absetzbar.

Zusammenfassend kann man sagen, 
Schuldzinsen teilen grundsätzlich das 
Schicksal der finanzierten Immobilie.

Manuela Rainer
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DAS öStERREICHISCHE MAHNVERFAHREN 
IN ALLER KüRZE

GRENZEN DER FINANZIERUNGSFREIHEIt 
BEI VERMIEtUNG UND VERPACHtUNG

Viele Forderungen, die nicht bezahlt werden, bestehen in der Regel nicht zu Unrecht. 
In den meisten Fällen leiden Schuldner an Zahlungsschwierigkeiten und sind aufgrund 
der schweren wirtschaftlichen Lage vermehrt dazu gezwungen verspätet bzw. 
gar nicht ihre Verbindlichkeiten zu begleichen.

Der Grundsatz der Finanzierungsfreiheit besagt, dass es jedem Steuerpflichtigen frei 
steht, inwieweit er eine Einkunftsquelle durch eigene oder fremde Mittel finanziert. 
Das heißt der Steuerpflichtige kann bspw. eine Immobilie durch ein Darlehen 
finanzieren obwohl er über genügend Eigenkapital verfügt.

WIR 
GRAtULIEREN

Mag. 
Gerhard Obwaller 

... anlässlich der Sponsion 
zum Magister des Rechts 
der Wirtschaft (Mag.iur.
rer.oec.) am 03.07.2012

WIR 
GRAtULIEREN Christina Hölzl 

... zur bestandenen 
Prüfung zur diplomierten 
Buchhalterin
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In der Bauwirtschaft kommt es zum 
Übergang der Umsatzsteuerschuld 
(Reverse Charge) auf den Leistungs-
empfänger, wenn eine Bauleistung an 
einen Unternehmer (Leistungsemp-
fänger) erbracht wird, der entweder
1. seinerseits mit der Erbringung 

dieser Bauleistung beauftragt 
wurde oder

2. üblicherweise Bauleistungen 
 erbringt.
Im erstgenannten Fall (ein beauf-
tragter Unternehmer gibt den Auf-
trag an einen Subunternehmer 
weiter) sieht das Gesetz vor, dass 
der beauftragte Unternehmer dem 
Subunternehmer das Vorliegen einer 
Bauleistung mitzuteilen hat. 
Im zweitgenannten Fall (Leistungs-
empfänger erbringt üblicherweise 
Bauleistungen) sieht das Gesetz 
diese Mitteilungspflicht nicht vor. In 
diesem Fall sollte es eine freiwillige 
Mitteilung geben.

üblicherweise Bauleistungen:
Unternehmer, die üblicherweise 
Bauleistungen erbringen, sind Un-
ternehmer, die mehr als 50 % ihrer 
Umsätze mit derartigen Leistungen 
erwirtschaften. Es spielt dabei keine 
Rolle, ob die Leistungen an Unter-
nehmer (Rechnungslegung als Bau-
leistung mit Reverse Charge) oder 
an Privatkunden (Rechnungslegung 
mit 20 % Umsatzsteuerausweis) er-
bracht werden.
Für die Beurteilung ist grundsätzlich 
von einer Durchschnittsbetrach-
tung der vorangegangenen drei 
Jahresumsätze auszugehen. Bei 
Beginn der Unternehmertätigkeit 
sollte der Unternehmer eine Voraus-
betrachtung anstellen – wird diese 
dem Finanzamt mitgeteilt, bleibt es 
bei dieser Beurteilung (auch dann, 
wenn sich diese später als unrichtig 

herausstellt).

Bauleistung:
Bauleistungen sind laut UStG alle 
Leistungen, die der Herstellung, 
Instandsetzung, Instandhaltung, 
Reinigung, Änderung oder Beseiti-
gung von Bauwerken dienen. Das 
gilt auch für die Überlassung von 
Arbeitskräften, wenn diese Bauleis-
tungen erbringen.
Im Anhang 4 der Umsatzsteuer-
richtlinien befindet sich eine bei-
spielhafte Auflistung von Tätigkei-
ten (unter Hinweis auf ÖNACE), die 
typischerweise als Bauleistungen 
angesehen werden. Es handelt sich 
jedoch hier um keine vollständige 
Aufzählung.
Die Beurteilung, ob es sich um eine 
Bauleistung handelt und es somit 
zum Übergang der Steuerschuld 
kommt oder nicht, führt in der Praxis 
oft zu Problemen. 

Fehlerhafte Abrechnungen:
Bei fehlerhaften Abrechnungen er-
folgt durch die Finanzverwaltung 
folgende Beurteilung:
Wird eine Bauleistung irrtümlich mit 
Umsatzsteuerausweis abgerechnet 
(der Kunde ist tatsächlich aber Bau-
leister), so 
•	 schuldet	der	 leistende	Unterneh-

mer die Umsatzsteuer kraft Rech-
nungslegung und

•	 verliert	der	Kunde	(Leistungsemp-
fänger) den Vorsteuerabzug, da er 
erkennen hätte müssen, dass der 
Umsatzsteuerausweis in seiner 
Eingangsrechnung falsch ist.

Wird irrtümlich mit Reverse Char-
ge (als Bauleistung) abgerechnet, 
tatsächlich handelt es sich jedoch 
um keine Bauleistung (z.B. Materi-
allieferung) oder der Kunde ist kein 
Bauleister, so

•	 schuldet	der	 leistende	Unterneh-
mer die Umsatzsteuer und

•	 hat	der	Kunde	(Leistungsempfän-
ger) wegen dem fehlenden Mehr-
wertsteuerausweis in der Rech-
nung keinen Vorsteuerabzug.

Nur in jenen Fällen, in denen der 
Leistungsempfänger dem leisten-
den Unternehmer (Aussteller der 
Rechnung) mitteilt, dass er übli-
cherweise Bauleistungen erbringt, 
bleibt es laut Umsatzsteuerrichtlini-
en beim Übergang der Steuerschuld, 
auch wenn die Mitteilung falsch war.
Behauptet der Leistungsempfänger 
jedoch zu Unrecht, dass er zur Erbrin-
gung einer Bauleistung beauftragt 
worden ist, obwohl dies gar nicht der 
Fall ist, kommt es NICHT zum Über-
gang der Steuerschuld. Die Finanz-
verwaltung beurteilt die Leistung als 
„normale“ steuerpflichtige Leistung. 
Der Subunternehmer (leistende Un-
ternehmer, Aussteller der Rechnung) 
bleibt dann Schuldner der Umsatz-
steuer. Für den Leistungsempfänger 
ergibt sich der Nachteil, dass er ge-
meinsam mit dem Subunternehmer 
für die Abgabe aus dieser Leistung 
gesamtschuldnerisch haftet.

Rechnungsberichtigung:
Solange kein Missbrauchsverdacht 
besteht, können die Rechnungen in 
all diesen Fällen korrigiert werden. 
Mit dieser Rechnungsberichtigung 
entfallen die oben beschriebenen 
nachteiligen Folgen.
Problematisch ist die Situation je-
doch dann, wenn einer der betei-
ligten Unternehmer (z.B. wegen 
Konkurses) nicht mehr existiert. 
Rechnungskorrekturen dürfen aus-
schließlich vom Rechnungsausstel-
ler vorgenommen werden.

teilbetriebe:
Betreibt ein Unternehmer mehrere 
Teilbetriebe und werden dabei Bau-
leistungen von einem nach außen 
hin erkennbaren separaten Teilbe-
trieb erbracht, so gilt dieser Teilbe-
trieb als Bauleister, im übrigen wird 
das Unternehmen nicht als Bauleis-
ter anzusehen sein.

Keine Bauleistungen:
Hausverwaltungen, Wohnbauver-
einigungen und Wohnungseigen-
tumsgemeinschaften erbringen 
typischerweise selbst keine Bau-
leistungen, noch kann davon aus-
gegangen werden, dass sie mit sol-
chen beauftragt werden. 

Bei der Beurteilung von Bauträgern 
ist auf die Tätigkeit abzustellen. 
Werden eigene Liegenschaften be-
baut oder saniert, so wird vom Bau-
träger keine Bauleistung erbracht. 
Werden fremde Liegenschaften be-
baut oder saniert, handelt es sich 
um eine Bauleistung.

Margit Wieser

BAULEIStUNGEN IM UMSAtZStEUER-
GESEtZ (§19 ABS. 1A UStG 1994)
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WIR 
GRAtULIEREN Stb. Hermann Gandler 

… zum 25-jährigem 
Steuerberaterjubiläum am 
07.09.2012 sehr herzlich

Die Partner und Mitarbeiter der 
Fritzenwallner-Gandler Steuerbe-
ratungsgesellschaft freuen sich, 
das 25-jährige Berufsjubiläum von 
Hermann Gandler verkünden und 
gemeinsam begehen zu dürfen.  
Lieber Hermann, wir hoffen, beruf-
lich noch viele weitere gemeinsa-
me Jahre mit Dir verbunden zu sein. 

Hermann hat 1980 seine Steuer-
berater-Laufbahn als Berufsan-
wärter bei Heinrich Fritzenwallner 
begonnen und 1987 die Prüfung 
zum Steuerberater erfolgreich ab-
gelegt. Hermann wurde Partner von 
Heinrich Fritzenwallner – es wurde 
die Steuerberatungsgesellschaft 
Fritzenwallner-Gandler gegrün-

det. Hermann hat wesentlich zur 
sehr erfolgreichen Entwicklung der 
Kanzlei beigetragen. Neben dem 
Wohl der Firma stand auch immer 
das Wohl seiner Mitarbeiter im Vor-
dergrund. Seine charismatische 
Art und Weise machen Hermann 
unverwechselbar und haben die 
Kanzlei prägend beeinflusst.

Zum Anlass seines Jubiläums hat 
uns Hermann zu einem Bogen-
sportturnier beim Bogensport-
verein Stuhlfelden eingeladen. 
Nach einer kurzen Einschulung 
machten sich drei Gruppen auf 
den Weg durch den Parcour. Der 
Ehrgeiz verwandelte so manchen 
Schreiberling in einen mit Jagdin-

stinkten ausgestatteten Bogen-
schützen. Die Siegerehrung in der 
Schlösslstube führte zu einigen 
Überraschungen und bereitete viel 
Spaß, ebenso die tolle „Hermann- 
Parodie“ von Klaus. Bei Speis und 
Trank ließen wir dieses schöne  
Jubiläum angenehm ausklingen.

Hermann, wir möchten uns bei Dir 
recht herzlich für die kollegiale und 
partnerschaftliche Zusammenar-
beit und dein immer offenes Ohr 
für unsere Anliegen und Sorgen 
bedanken und dir nochmals zu 
diesem schönen Berufsjubiläum 
gratulieren. „Mögen die nächsten 
25 Jahre genauso erfolgreich sein.“

Deine Partner und Mitarbeiter

Wähle einen Beruf, 
den du liebst, und du brauchst 
keinen Tag in deinem Leben 
mehr zu arbeiten. Konfuzius
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Wir begleiten und unter-
stützen Sie bei der Um-
setzung: 
Mit unseren Kontakten zu Kapital-
gebern und Förderstellen sowie 
unserem fundierten Wissen über 
Finanzierungs- und Controlling-
werkzeuge unterstützen wir Sie 
wirksam bei der  Suche nach Fi-
nanzierungsalternativen und bei 
der Umsetzung von bonitätsver-
bessernden Maßnahmen.

Wir schaffen objektivere 
Entscheidungsgrundla-
gen für Kapitalgeber: 
 Wir verstehen die Sprache der Un-
ternehmer und der Finanzwelt. Mit 
unseren Erfahrungen und unserem 
fundierten Praxiswissen über das 

Kredit-Rating nach Basel II sind wir 
die Brücke, über die Kreditnehmer 
und Kreditgeber ihre Ziele leichter 
erreichen. 

Wir öffnen Unternehmen 
die tür zur Zukunft:  
Wir schaffen verbesserte Grundla-
gen für Finanzierungsentscheidun-
gen – unterstützt durch professi-
onelles Bonitätsmanagement und 
zukunftssicherndes Controlling. 

Glauben Ihre Geschäfts-
partner an die Bonität 
Ihres Unternehmens?
Bonität ist die entscheidende  Vor-
aussetzung im Geschäftsleben. Es 
gilt der allgemeine Grundsatz: Ge-
schäftspartner machen gemeinsa-

mes Business, solange diese von Ih-
rer jeweiligen Bonität überzeugt sind. 

Wie lautet Ihre Antwort 
auf folgende Fragen?
•	 Liefern	Sie	 Ihre	Produkte	gegen	

Zahlungsziel, wenn Sie nicht si-
cher sind, dass Ihr Kunde zahlen 
kann?

•	 Kaufen	 Sie	Waren	 bei	 Lieferan-
ten, von denen Sie nicht wissen 
ob es diese morgen noch gibt?

•	 Kooperieren	 Sie	 mit	 Unterneh-
men, an deren Bonität und Zu-
kunftsfähigkeiten Sie zweifeln?

„Natürlich möglichst nicht!“, wer-
den Sie antworten. Das Risiko wäre 
viel zu hoch und könnte mitunter 
den Ruin des eigenen Unterneh-
mens bedeuten. 

Wovon ist Ihre 
Bonität abhängig?
Ihre Bonität ist von vielen Faktoren 
abhängig. Einige davon sind extern 
definiert und daher nicht beein-
flussbar. Die meisten Faktoren sind 
jedoch durch Mangemententschei-
dungen und Unternehmensge-
schichte bestimmt und somit ge-
zielt beeinfluss- und verbesserbar. 
Bonität gilt als generelles Sym-
bol für Kreditwürdigkeit – sowohl 
im persönlichen als auch im wirt-
schaftlichen Sinn. 

INtERNE GRUNDLAGEN
Geschäftsmodell, Marktposition, 
Managementqualität, Standort, …

EXtERNE FAKtOREN
Konjunktur, Branchenentwicklung, 
Technologietrend, Gesellschaft und 
Politik, …

INtERNE FAKtOREN
•	 Kunde	und	Markt	–	Kunden-
 struktur, Marke, Image, …
•	 Mitarbeiter	–	Produktivität,	
 Fluktuation, Weiterbildung, …
•	 Produkte	 –	 Sortiment,	 Innovati-

onsgrad, Produktrisiken, …
•	 Organisation	und	Systeme	–	Auf-

bau / Ablauf, Controlling, Risiko-
management, interne Kontrolle, …

•	 Finanzen	–	Ertragskraft,	Kapital-
struktur, Kostenstruktur, …

Auch Ihre Bonität wird 
genau beobachtet! 
Banken, Lieferanten und Kunden 
achten heute vermehrt auf die Bo-
nität Ihrer Geschäftspartner. Dieser 
Trend wird sich weiter verstärken. 
Warten Sie daher nicht, bis Sie ge-
fragt werden, ob Ihre Bonität gut ist!  
Zu diesem Zeitpunkt ist das Vertrau-
en in die Bonität Ihres Unternehmens 
vielleicht schon verloren gegangen. 
Bonität ist das Ausmaß der Fähig-
keit, jederzeit über die erforderli-
che Zahlungsbereitschaft für fäl-
lige Verbindlichkeiten zu verfügen 
UND die für die Zahlungsfähigkeit in 
der Zukunft betriebswirtschaftlich 
notwendigen Erträge nachhaltig zu 
erwirtschaften. Wir entwickeln Ihre 
Bonität durch umfassendes Boni-
tätsmanagement. 

•	 Dabei	 analysieren	 wir	 Ihre	 aktu-
elle Bonitätssituation nach der 
Methode des Internen Ratings, 

•	 legen	mit	 Ihnen	 die	 notwendigen	
Schritte zur Stärkung und Absi-
cherung der für Ihr Unternehmen 
wichtigsten Bonitätsfaktoren fest, 

•	 begleiten	Sie	bei	der	Umsetzung	
und laufenden Überwachung die-
ser Maßnahmen, 

•	 unterstützen	 Sie	 im	 Bedarfsfall	

bei der Suche nach alternativen 
Finanzierungsformen, 

•	 bereiten	 mit	 Ihnen	 die	 notwen-
digen Unterlagen auf - unter be-
sonderer Berücksichtigung der 
Erfordernisse aus Basel III und ak-
tuellen Banken-Ratingverfahren

•	 und	 begleiten	 Sie	 bei	 den	 erfor-
derlichen Gesprächen mit po-
tentiellen Finanzierungspartnern 
und Förderstellen. 

Ihre Vorteile: 
•	 höhere	Wettbewerbsfähigkeit	
•	 besseres	 Image	 als	 Geschäfts-

partner und Kreditnehmer 
•	 mehr	Ertragsstärke	
•	 reduzierte	Insolvenzgefahr	
•	 stabilere	Finanz-	und	
 Liquiditätsverhältnisse 
Ihre Bonität ist heute gefragt wie 
nie. Lassen Sie sich von uns bei ei-
ner aktiven und krisenresistenten 
Gestaltung Ihrer Bonität begleiten. 

Sicher gut beraten - 
benefit to companies 

Akkreditierte Berater für Bonitäts-
management und Controlling 

Gruber & Partner | Unternehmensberatung GmbH
Geschäftsführer: Bernhard Gruber, CMC, Akademischer Unternehmensberater

5741 Neukirchen am Großvenediger 5730 Mittersill
Schlosserfeld 344    Gerlosstraße 8b
Tel. 06565 2091   Fax 06562 48658 440
Fax 06565 2091 460   office@gruber-partner.at

Jürgen Kantner
Unternehmensberater

GRUBER 
&PARtNER

BONItÄtSMANAGEMENt & CONtROLLING

Bernhard Gruber, CMC 
Akademischer Unternehmensberater

www.gruber-partner.at
schon
gesehen?

Besuchen Sie unsere Homepage im neuen Design

WIR 
GRAtULIEREN

Bettina Wechselberger

... zur bestandenen 
Prüfung zur diplomierten 
Buchhalterin

ERFAHREN 
KOMPEtENt

UNABHÄNGIG
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ANFORDERUNGEN AN EIN FAHRtENBUCH

Hierfür hat es neben dem Datum 
und den Fahrtzielen grundsätzlich 
auch den jeweils aufgesuchten 
Kunden oder Geschäftspartner oder 
– wenn ein solcher nicht vorhan-
den ist – den konkreten Gegen-
stand der dienstlichen Verrichtung 
aufzuführen. Die zu erfassenden 
Fahrten müssen einschließlich 
des an ihrem Ende erreichten Ge-
samtkilometerstandes im Fahr-
tenbuch vollständig und in ihrem 
fortlaufenden Zusammenhang wie-
dergegeben werden. Grundsätzlich 
ist dabei jede einzelne berufliche 
Verwendung für sich und mit dem 
bei Abschluss der Fahrt erreichten 
Gesamtkilometerstand des Fahr-
zeugs aufzuzeichnen. Besteht eine 
einheitliche berufliche Reise aus 
mehreren teilabschnitten, können 

diese Abschnitte miteinander zu 
einer zusammenfassenden Eintra-
gung verbunden werden, wobei die 
Aufzeichnung des am Ende der ge-
samten Reise erreichten Gesamt-
kilometerstandes genügt, wenn 
zugleich die einzelnen Kunden oder 
Geschäftspartner im Fahrtenbuch 
in der zeitlichen Reihenfolge ange-
führt werden, in der sie aufgesucht 
worden sind. Wird der berufliche 
Einsatz des Fahrzeugs zugunsten 
einer privaten Verwendung unter-
brochen, stellt diese Nutzungsän-
derung wegen der damit verbunde-
nen unterschiedlichen steuerlichen 
Rechtsfolgen einen Einschnitt dar, 
der im Fahrtenbuch durch Angabe 
des bei Abschluss der beruflichen 
Fahrt erreichten Kilometerstandes 
zu dokumentieren ist.

Analyse: 
Der UFS verweist auf ein Urteil des 
deutschen Bundesfinanzhofs (BFH 
1. 3. 2012, VI R 33/10) und über-
nimmt dessen entscheidende Aus-
sagen im Wesentlichen wortgleich. 
Anders als in Deutschland, wo der 
Begriff „ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch“ im Gesetz verankert ist, 
findet sich der Begriff im österrei-
chischen Einkommensteuergesetz 
allerdings nicht. Der österreichi-
sche Verwaltungsgerichtshof als 
innerstaatliches Höchstgericht in 
Steuersachen hält deshalb auch 
in ständiger Rechtsprechung fest, 
dass das Gesetz grundsätzlich kei-
ne Einschränkung der Beweismit-
tel kennt und es deshalb nicht der 
geltenden Rechtslage entspricht, 
dass ein entsprechender Nach-

weis nur mit einem Fahrtenbuch 
erfolgen kann. „Außer dem Fahr-
tenbuch, welches ohnedies nach 
allgemeinen Erfahrungen nicht 
immer die tatsächlichen Verhält-
nisse widerspiegelt, kommen auch 
andere Beweismittel zur Führung 
des in Rede stehenden Nachwei-
ses in Betracht.“ (VwGH 18.12.2001, 
2001/15/0191).

Die grundsätzliche Unbeschränkt-
heit der Beweismittel findet sich 
in § 166 der Bundesabgabenord-
nung (BAO): „Als Beweismittel im 
Abgabenverfahren kommt alles 
in Betracht, was zur Feststellung 
des maßgebenden Sachverhalts 
geeignet und nach des Lage des 
einzelnen Falles zweckdienlich ist.“ 
Nach § 167 Abs. 2 BAO ist es Auf-
gabe der Abgabenbehörde, unter 
sorgfältiger Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles nach 
freier Beweiswürdigung zu beurtei-
len, ob eine Tatsache als erwiesen 
anzunehmen ist oder nicht. „Diese 
Regelung der BAO mag der Behör-
de Mühe bereiten, weil sie eine 
gewisse Denkarbeit erfordert und 
oftmals auch die Aufnahme von 
Beweismitteln mit einschließt. Die 
Regelung der BAO dient aber der 
Herbeiführung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung. Es soll letztlich 
nicht darum gehen, ob es ein Steu-
erpflichtiger beherrscht, ein Fahr-
tenbuch formal ordnungsgemäß zu 
führen. Entscheidend soll vielmehr 
sein, welcher Lebenssachverhalt 
sich tatsächlich ereignet hat.“ 
(RdW 2001/635, 618).

Unzutreffend ist demnach die Aus-
sage des UFS im Urteil vom 28. 12. 
2009, RV/1076-L/08, wonach der 
Nachweis der Fahrtkosten (aus-
schließlich) mittels Fahrtenbuch 
möglich sei. Unzutreffend ist wei-
ters auch die Aussage, dass ein 
Fahrtenbuch (zwingend) sowohl 
die beruflichen als auch die pri-

vaten Fahrten zu enthalten habe. 
Anders als in seinem (veralte-
ten) Erkenntnis vom 28.06.1964, 
2176/63, spricht der VwGH in der 
Entscheidung vom 24.02.2005, 
2003/15/0073, dazu Folgendes 
aus: „Welcher erhöhte Beweiswert 
gegeben wäre, wenn die Aufzeich-
nungen hinsichtlich jener Kilome-
terstände, die nicht auf Dienst-
fahrten entfielen, auch noch den 
Hinweis ‚privat‘ enthielten, ist nicht 
erkennbar.“ (Im Beschwerdefall la-
gen Reisekostenabrechnungen vor, 
aus denen der Kilometerstand am 
Beginn und am Ende der jeweiligen 
Dienstreise ersichtlich war.)

Im Urteil vom 22. 6. 2007, RV/0676-
I/06, spricht der UFS einem elek-
tronisch geführten Fahrtenbuch 
zwar die formelle, nicht aber auch 
die materielle Ordnungsmäßigkeit 
ab: „Ein mit MS Excel geführtes 
Fahrtenbuch ist zwar formell nicht 
ordnungsgemäß, da die Software 
die Möglichkeit eröffnet, den be-
reits erfassten Datenbestand im 
Nachhinein abzuändern, wobei 
der ursprüngliche Bestand und die 
erfolgten Änderungen nicht mehr 
nachvollziehbar sind. Dies berech-
tigt für sich allein aber noch nicht 
zu einer Änderung des Anteils der 
privat veranlassten Fahrten.“ Er-
scheint demnach das elektronisch 
geführte Fahrtenbuch in Anbe-
tracht aller vorhandenen Beweis-
mittel als plausibel, ist die Behörde 
nicht allein deshalb zur Schätzung 
berechtigt, weil nachträgliche 
Datenveränderungen potenziell 
möglich sind (Doralt, EStG13, 1. 9. 
2009, § 16 Tz. 200 „Fahrtkosten“). 
In diesem Zusammenhang führt 
Kuprian zutreffend aus: „Bestehen 
seitens der Abgabenbehörde kon-
krete Zweifel an der Beweiskraft 
(inhaltlichen Richtigkeit) des ‚Fahr-
tenbuches‘, ist diese nicht nur be-
rechtigt, sondern im Rahmen ihrer 
amtswegigen Ermittlungspflicht 

sogar verpflichtet, weitere Ermitt-
lungen anzustellen bzw. den Steu-
erpflichtigen zur Vorlage weiterer 
Beweismittel aufzufordern.“ (UFS 
2007, 242) 

Praktische tipps: 
Die Führung eines ausreichend 
detaillierten Fahrtenbuches (fort-
laufende, übersichtliche und zeit-
nahe Eintragung des Reisetages, 
der Reisedauer samt Abfahrts- und 
Ankunftszeitpunkt, der gefahre-
nen Kilometer samt Anfangs- und 
Endkilometerstand, des Ausgangs- 
und Zielpunktes der Reise samt 
Reiseweg, des Reisezwecks sowie 
der Unterschrift des Reisenden) ist 
insofern von großem Nutzen, als 
dadurch die materielle Richtigkeit 
der dokumentierten Abläufe zu 
vermuten ist und eine gegenteilige 
Ansicht des Finanzamtes einer er-
höhten Beweislast unterliegt. Die 
Fahrtenbuchführung ist allerdings 
keineswegs unerlässlich (mögli-
che „Fahrtenbuchersatznachwei-
se“ können z.B. Reisekostenab-
rechnungen, Kursprogramme mit 
Kursbesuchsbestätigungen usw. 
sein). Das erkennt auch der UFS, 
wenn er in seinem oben angeführ-
ten Urteil wie folgt resümiert: „… 
erleichtert ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch den Nachweis … auch 
wenn sich die Fahrzeiten und die 
zurückliegenden Entfernungen aus 
anderen Unterlagen ermitteln las-
sen …“. Selbst wenn Teilen der Ver-
waltungspraxis das Fahrtenbuch 
unverändert heilig erscheinen mag: 
„Erfahrungsgemäß gleichen auch 
formell ordnungsgemäß geführte 
Fahrtenbücher oftmals eher den 
Märchenbüchern als der Bibel. Mit 
Fahrtenbuch scheint alles, ohne 
Fahrtenbuch nichts erwiesen zu 
sein. Es liegt auf der Hand, dass die 
dargestellte Auffassung nicht dem 
Gesetz entspricht.“ (RdW 2001/635, 
618).

StB MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M.  

Nach einem aktuellen Urteil des Unabhängigen Finanzsenats Wien (UFS 3. 7. 2012, 
RV/0957-W/12) muss ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener 
Form geführt werden, um so nachträgliche Einfügungen oder Änderungen auszuschlie-
ßen oder als solche erkennbar zu machen.
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1. Allgemeines
Seit der Veranlagung 2010 können 
natürliche Personen von ihren Be-
triebsgewinnen (positive Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft (§ 
21 EStG), Einkünfte aus selbständi-
ger Arbeit (§ 22 EStG) oder aus Ge-
werbebetrieb (§ 23 EStG)) einen Ge-
winnfreibetrag in der Höhe von 13%, 
maximal jedoch 100.000 € abziehen. 
Der begünstigungsfähige Maximal-
gewinn liegt damit bei 769.230 €.
Der Gewinnfreibetrag stellt eine rei-
ne Steuerentlastung dar und soll 
den Nachteil gegenüber lohnsteuer-
pflichtigen Arbeitnehmern ausglei-
chen, bei denen der 13./14. Bezug 
mit dem Fixsteuersatz von 6% er-
fasst wird. Neben kleinen Unterneh-
men kommt er daher in erster Linie 
Freiberuflern wie Ärzten, Rechts-
anwälten, Wirtschaftstreuhändern 
oder Zivilingenieuren, Sportlern, 
aber auch wesentlich beteiligten 
GmbH-Geschäftsführern, Aufsichts-
räten oder Stiftungsvorständen zu-
gute, die ihren Gewinn mittels Ein-
nahmen-Ausgaben-Rechnung oder 
Bilanzierung ermitteln.

2. Grundfreibetrag und 
investitionsbedingter 
Gewinnfreibetrag
Der Gewinnfreibetrag ist grundsätz-
lich in zwei Teilfreibeträge gesplittet, 
nämlich den Grundfreibetrag einer-
seits und den investitionsbedingten 
Gewinnfreibetrag andererseits. Der 
Grundfreibetrag steht dem betref-
fenden Steuerpflichtigen bis zu einer 
Bemessungsgrundlage von 30.000 € 
jedenfalls und ohne weitere Voraus-
setzungen zu und beträgt 3.900 €  
(= 30.000 € x 0,13). Ein Antrag für seine 
Inanspruchnahme ist nicht erforder-
lich, auch eine pauschalierte Gewin-
nermittlung steht dem nicht entgegen.

Übersteigt der Gewinn die Bemes-
sungsgrundlage von 30.000 €, kann 
der Steuerpflichtige darüber hinaus 
einen investitionsbedingten Gewinn-
freibetrag geltend machen, soweit er
a) in abnutzbare körperliche Wirt-

schaftsgüter des Anlagever-
mögens mit einer betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer von 
mindestens vier Jahren (z.B. 
Maschinen, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung, EDV), und 
Verwendung in einer inländischen 
Betriebsstätte, oder

b) in Wertpapiere gemäß § 14 Abs 7 
Z 4 EStG (Anleihen bzw. Anleihe-
fonds und Immobilienfonds, die 
auch zur Deckung von Pensions-
rückstellungen herangezogen 
werden können) investiert.

Zu den begünstigten Wirtschafts-
gütern zählen im Unterschied zur 
Vorgängerregelung des Freibetrags 
investierter Gewinne auch Gebäude 
und Mieterinvestitionen, wie etwa 
Adaptierungskosten für gemietete 
Büroräumlichkeiten, wenn mit der 
tatsächlichen Bauausführung nach 
dem 31.12.2008 begonnen worden 
ist. Kein investitionsbedingter Ge-
winnfreibetrag steht hingegen zu für
•	 PKW	 und	 Kombi,	 ausgenommen	

Fahrschulfahrzeuge und Taxis,
•	 Luftfahrzeuge,
•	 sofort	 abgesetzte	 geringwertige	

Wirtschaftsgüter,
•	 gebrauchte	Wirtschaftsgüter,
•	 Wirtschaftsgüter,	für	die	eine	For-

schungsprämie in Anspruch ge-
nommen wird.

Pauschalierte Gewinnermittler nach 
§ 17 EStG (Basispauschalierung) sind 
vom investitionsbedingten Gewinn-
freibetrag generell ausgeschlossen, 
ein Verzicht auf die Pauschalierung 
ist in der Regel alles andere sinnvoll. 
Lediglich bei Inanspruchnahme der 

Sportlerpauschalierung kann neben 
dem Grundfreibetrag ein investiti-
onsbedingter Gewinnfreibetrag in An-
spruch genommen werden.
Der investitionsbedingte Gewinnfrei-
betrag ist in der Steuererklärung zu 
beantragen und im Anlageverzeichnis 
bei den begünstigt getätigten Inves-
titionen zu vermerken.
Wichtig: 
Ab dem Veranlagungsjahr 2011 sind 
Betriebsveräußerungsgewinne (§ 24 
EStG) sowie bestimmte Einkünfte aus 
Kapitalvermögen (wie z.B. Dividen-
den, Bezüge aus Agrargemeinschaf-
ten, Zinsen aus Bankeinlagen und 
Forderungswertpapieren), bei denen 
der besondere Steuersatz von 25% 
angewendet wird, aus der Bemes-
sungsgrundlage für den Gewinnfrei-
betrag, also von den Betriebsgewin-
nen, auszuscheiden.
Beispiel:
Ein praktischer Arzt erzielt einen Ge-
winn von 125.000 €. Insgesamt kann 
er also einen Gewinnfreibetrag in der 
Höhe von 16.250 € (= 125.000 € x 0,13) 
geltend machen. Der Grundfreibetrag 
von 3.900 € steht ihm in jeden Fall und 
ohne weitere Voraussetzungen zu. 
Darüber hinaus hat er im betreffen-
den Jahr eine Modernisierung seiner 
Behandlungseinrichtung in Höhe von 
10.000 € vorgenommen und Anleihen 
in Höhe von 5.000 € erworben. Für die 
Behandlungseinrichtung (10.000 €) 
sowie für Wertpapiere in Höhe von 
2.350 € (16.250 € - 3.900 € Grund-
freibetrag – 10.000 € Behandlungs-
einrichtung = 2.350 € Rest) steht ihm 
ein investitionsbedingter Gewinnfrei-
betrag zu. Bei einem Grenzsteuersatz 
von 50% kann sich der Steuerpflichti-
ge daher 8.125 € an Einkommensteu-
er sparen, wenn er die begünstigt 
angeschafften Wirtschaftsgüter vier 
Jahre im Betriebsvermögen behält.

3. Was passiert bei vor-
zeitigem Ausscheiden der 
begünstigt angeschaff-
ten Wirtschaftsgüter?
Scheiden begünstigt angeschaffte 
Wirtschaftsgüter des körperlichen 
Anlagevermögens vor Ablauf der vier-
jährigen Behaltefrist aus, ist der in 
Anspruch genommene investitions-
bedingte Gewinnfreibetrag nachzu-
versteuern, lediglich bei Ausscheiden 
begünstigt angeschaffter Wertpapie-
re (iSd § 14 Abs 7 Z 4 EStG) ist eine Er-
satzbeschaffung in Form abnutzbarer 
körperlicher Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens mit einer betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer von min-
destens vier Jahren möglich. In einem 
solchen Fall sind bei der Ermittlung der 
Behaltefrist die Besitzzeiten zusam-
menzurechnen, d.h. die bisherige Be-
haltefrist läuft beim ersatzbeschaff-
ten Wirtschaftsgut weiter. Vorsicht: 
Fehlzeiten innerhalb eines Jahres 
hemmen den Fristenlauf! Ebenso ist 
zu beachten, dass der erneute Er-
werb von begünstigten Wertpapieren 
nicht als Ersatzbeschaffung gilt. Eine 
Nachversteuerung unterbleibt auch, 
wenn begünstigte Wirtschaftsgüter 
infolge höherer Gewalt oder eines 
behördlichen Eingriffs ausscheiden. 
Werden anlässlich einer Betriebsauf-
gabe innerhalb der letzten vier Jahre 
angeschaffte Wirtschaftsgüter ins 
Privatvermögen übernommen, kommt 
es insoweit ebenfalls zu einer Nach-
versteuerung. Die investitionsbeding-
ten Gewinnfreibeträge bilden dann 
einen Teil des Veräußerungsgewinns.

4. Änderungen für die 
Veranlagungsjahre 2013 
bis 2016
Mit dem 1. Stabilitätsgesetz 2012 hat 
der Gesetzgeber den Gewinnfreibe-
trag für Unternehmer (vorerst) be-
schränkt auf die Veranlagungsjahre 
2013 bis 2016 deutlich reduziert (so-
genannter „Solidarbeitrag für Bes-
serverdienende“). Nunmehr sieht die 
Regelung des § 10 EStG eine Staffe-
lung vor. Danach beträgt der Gewinn-

freibetrag:
für die ersten 175.000 € 13%,
für die nächsten 175.000 € 7%,
für die nächsten 230.000 € 4,5%,
gesamt jedoch höchstens 45.350 €. 
Damit hat der Gesetzgeber die Begüns-
tigung so gut wie halbiert. Ein Gewinn-
freibetrag steht rein rechnerisch folg-
lich nur mehr für Gewinne bis 580.000 
€ zu und nicht wie bisher für Gewinne 
bis maximal 769.230 €. Im Durchschnitt 
ergibt sich daher für Unternehmer mit 
einem höheren Gewinn ein Freibetrag 
von ca. 7,82% anstelle der 13%.
Zu einer geänderten Berechnung 
kommt es für den Fall, dass der 
Steuerpflichtige Einkünfte aus meh-
reren Betrieben bezieht und die Be-
messungsgrundlage den Betrag von 
175.000 € übersteigt. Bis zu diesem 
Betrag wäre einheitlich ein Satz von 
13% über alle Betriebe anzuwenden. 
Bei einem höheren Betriebsgewinn 
ergäbe sich jedoch eine komplizier-
te Berechnungsmethode, wenn der 
Steuerpflichtige den Freibetrag auf 
die betrieblichen Einkunftsquellen 
aufzuteilen beabsichtigt. Aus die-
sem Grund hat der Gesetzgeber eine 
vereinfachte Berechnungsweise vor-
gesehen: Der Regelung gemäß ist zu-
nächst der zustehende Gewinnfrei-
betrag für den Gesamtgewinn (aller 
Betriebe zusammen) zu ermitteln und 
durch diesen Gesamtgewinn zu divi-
dieren. Daraus ergibt sich ein Durch-
schnittssatz, der auf die Gewinne der 
einzelnen Betriebe anzuwenden ist 
und die betriebsbezogene Höchst-
grenze für den Gewinnfreibetrag 
darstellt. Anschließend kann der 
Steuerpflichtige wählen, ob er den 

Grundfreibetrag einem der Betrie-
be vollständig zuordnet oder diesen 
auf die Betriebe aufteilt. Macht der 
Steuerpflichtige von der Wahlmög-
lichkeit keinen Gebrauch, so geht der 
Gesetzgeber von einer Aufteilung im 
Verhältnis der Betriebsgewinne aus. 
Im Ausmaß der um den (anteiligen) 
Grundfreibetrag reduzierten betriebs-
bezogenen Höchstgrenzen kann der 
Steuerpflichtige nun begünstigte In-
vestitionen in den jeweiligen Betrie-
ben tätigen.
Beispiel: Ein Einzelunternehmer er-
zielt mit seinen drei Betrieben einen 
Gesamtgewinn von 330.000 € und 
führt Investitionen im Gesamtaus-
maß von 28.000 € durch
Schritt 1: 
Ermittlung des Durchschnittsatzes:
für 175.000 € 13% = 22.750 €
für 155.000 €   7% = 10.850 €
       330.000 €  = 33.600 €
Durchschnittsatz:  
33.600 ÷ 330.000  = 10,18%
Vom maximal möglichen Gewinn-
freibetrag in der Höhe von 33.594 € 
werden vom Unternehmer investiti-
onsbedingt nur 30.134 € geltend ge-
macht, die Steuerersparnis beträgt 
folglich 15.067 €.
Unabhängig von der befristeten Be-
schränkung des Gewinnfreibetrags 
für die Veranlagungsjahre 2013 bis 
2016 gilt es darüber hinaus zu be-
achten, dass Einkünfte aus Grund-
stücksveräußerungen, welche dem 
besonderen Steuersatz von 25% un-
terliegen, ebenfalls von der Bemes-
sungsgrundlage (d.h. dem Betriebs-
gewinn) abzuziehen sind.

DDr. thomas Kühbacher

DER GEWINNFREIBEtRAG UND SEINE 
ADAPtIERUNG DURCH DAS 1.StABG 2012 
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Betrieb 1 Betrieb 2 Betrieb 3 Gesamt

Betriebsgewinn 125.000 130.000 75.000 330.000

10,18%

betriebsbezogene Höchstgrenze für GFB   12.725   13.234   7.635   33.594

Grundfreibetrag     3.900

höchstmöglicher investitionsbedingter GFB     8.825   13.234   7.635

Investitionsausmaß     6.000   15.000   7.000   28.000

in Anspruch genommener inv-bed. GFB     6.000   13.234   7.000   26.234

betriebliche Einkünfte endgültig 115.100 116.766 68.000 299.866
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RAIFFEISEN SALZBURG & CSR
Die Raiffeisen-Idee ist zeitlos und aktuell zugleich. Cor-
porate Social Responsibility heißt für uns als Unterneh-
men, in all unseren Agenden verantwortlich zu handeln 
– auch wenn die gesellschaftlichen Probleme nunmehr 
andere sind als zu Zeiten der Gründung unserer Organi-
sation vor 100 Jahren. CSR sehen wir als zeitgemäßes 
Bekenntnis zu den nachhaltigen Ideen Friedrich Wilhelm 
Raiffeisens, der einst die Hilfe zur Selbsthilfe mittels 
Gründung von Genossenschaften als Gebot der Stunde 
erkannte und umsetzte.
Wir leben ein nachhaltiges Wirtschafts- und Sozial-
modell und streben eine vernünftige Balance zwischen 
Marktwirtschaft und sozialökologischer Verantwortung 
an. Nachhaltigkeit, soziale Verantwortung und umwelt-
bewusstes Handeln haben bei Raiffeisen Salzburg ei-
nen hohen Stellenwert. Für unser Unternehmen ist die 
Idee Friedrich Wilhelm Raiffeisens, dass gemeinsam 
jedes Ziel erreichbar und jede Aufgabe bewältigbar ist, 
Basis allen Wirtschaftens. Daher ist auch nicht der ma-
terielle Erfolg alleine für das Unternehmen maßgeblich. 
Vielmehr tragen wir aktiv zu einer langfristigen positi-
ven Entwicklung in der Region sowie deren Bevölkerung 
bei und lassen auch ökologische und soziale Fragen in 
die Geschäftspolitik mit einfließen. Wir verstehen wirt-
schaftlichen Erfolg, Umweltschutz und soziale Verant-
wortung als komplementäre Funktionen, die für eine 
dauerhaft stabile Entwicklung des Unternehmens und 
seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichermaßen 
wichtig sind.
Raiffeisen Salzburg trägt hohe Verantwortung für seine 
Mitarbeiter, die die wichtigste Ressource des Unterneh-
mens darstellen. Auf Aus- und Weiterbildung wird da-
her großer Wert gelegt. Im Unternehmen selbst finden 
die Mitarbeiter nicht nur einen sicheren Arbeitsplatz, 
sondern flexible Arbeitszeitmöglichkeiten, zahlreiche 
Unterstützungsangebote wie Sozialleistungen, ge-
sundheitsunterstützende Angebote sowie Services zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Raiffeisen Salzburg bekennt sich auch zu der Verant-
wortung gegenüber der Umwelt. Dazu gehören der scho-
nende Umgang mit natürlichen Ressourcen ebenso wie 

die Verringerung des Energie- und Materialverbrauchs.
Weiters ist die Unterstützung der schwächsten Mitglie-
der der Gesellschaft dem Unternehmen ein großes Be-
dürfnis. Daher engagiert es sich seit langem im sozial-
karitativen Bereich. Darüber hinaus unterhält Raiffeisen 
Salzburg seit Jahrzehnten traditionell Kooperationen mit 
gesellschaftlich relevanten oder kulturellen Vereinen. 
Die Raiffeisenbanken leben Solidarität vor Ort. An die-
ser erfolgreichen Tradition hält Raiffeisen auch für die 
Zukunft fest und bietet so ihren Kunden und Kundinnen 
einen Mehrwert. Die Raiffeisenbanken sind mit ihrer Re-
gion eng verbunden und leisten dadurch einen wich-
tigen Beitrag zu den wirtschaftlichen, sportlichen und 
kulturellen Aktivitäten der Salzburger Gemeinden. 

Schlussfolgerung: Unternehmen tragen nicht nur wirt-
schaftliche Verantwortung, sondern müssen zuneh-
mend auch ökologische und soziale Verantwortung in 
der Gesellschaft übernehmen. Gesellschaftliches Enga-
gement erzielt nicht nur betriebswirtschaftlichen Nut-
zen, sondern auch volkswirtschaftliche Wertschöpfung.
Verantwortungsvolles Wirtschaften entfaltet dann die 
größte Wirkung, wenn es in der originären Geschäftstä-
tigkeit des Unternehmens verankert ist. Dies entspricht 
auch dem Verständnis von Raiffeisen.

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

Der OGH hat entschieden, dass die 
Befristung von Gutscheinen auf zwei 
Jahre unzulässig ist. Die Verkürzung 
der Gültigkeitsdauer auf eine Frist 
unter der gesetzlichen Verjährungs-
frist sei als grobe Benachteiligung 
von Konsumenten zu werten und 
derartige Klauseln daher zu untersa-
gen. Wenn es dem Kunden nach Ab-
lauf der Zeit nicht mehr möglich ist, 
die Gutschrift einzulösen, dann ist 
das Unternehmen dementsprechend 

um diesen Betrag bereichert. Dies ist 
sachlich nicht gerechtfertigt und die 
Befristung damit ungültig.
Der Gerichtshof lässt eine Verkür-
zung der Gültigkeitsdauer auf zwei 
Jahre oder weniger dann zu, wenn 
dafür sachlich nachvollziehbare 
Gründe vorliegen. Ein Anbieter muss 
dabei umso triftigere Gründe haben, 
je kürzer die Verfallsfrist sein soll. 
Uneingeschränkt zulässig ist die 
Fristverkürzung überhaupt nur dann, 

wenn sie zwischen zumindest annä-
hernd gleich starken Vertragspart-
nern individuell vereinbart wurde.
Wer einen „abgelaufenen“ Gut-
schein zu Hause hat, kann laut Ar-
beiterkammer (AK) die Einlösung 
oder Rückzahlung des Wertes ein-
fordern und dazu den Musterbrief 
verwenden (auf der Homepage: 
www.ak-konsumenten.info)

Regina Lechner 

OGH: BEFRIStUNG VON GUtSCHEINEN AUF 
ZWEI JAHRE ISt UNWIRKSAM

Gutscheine sind grundsätzlich 30 Jahre lang einlösbar - dies wurde vom Obersten 
Gerichtshof nun festgestellt. Ausnahmen müssen sachlich nachvollziehbar sein.

ALMWANDERUNG 
LÄMMERBüHELALM – KItZBüHEL

Bereits zum zweiten Mal hat uns 
unser Kollege Mag. Bernd Maier am 
22.06.2012 zu einer Almwanderung 
zur Lämmerbühelalm in seiner Hei-

matgemeinde Kitzbühel eingeladen. 
Bei strahlendem Sonnenschein star-
teten wir um 12:00 Uhr mit dem Bus 
von Neukirchen nach Kitzbühel zum 

Alpenhaus. Von dort ging es nach 
einem kurzen Einkehrschwung ca. 
1 ½ Stunden zu Fuß zur Lämmer-
bühelalm, wo uns Bernd und seine 
Tochter Anna mit leckeren Grillköst-
lichkeiten und kalten Getränken 
verwöhnten. Für die musikalische 
Umrahmung sorgte unser Chauffeur 
Karl Gold, welcher uns nach einigen 
netten Stunden mit dem „Lümml 
von Krimml“ wohlbehalten nach 
Hause brachte. 

Wir möchten uns auf diesem Weg 
nochmals herzlich bei unserem Kol-
legen Bernd Maier und seiner Toch-
ter Anna für die Einladung und gute 
Bewirtung bedanken. 

Andrea Dreier
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PERSONAL
VERRECHNUNG

Nichteinhaltung 
durch den Arbeitgeber 
•	 Wenn	der	Arbeitnehmer	aus	dem	

ursprünglichen Dienstverhältnis 
noch offene Ansprüche hat, sind 
diese unverzüglich abzurechnen 
und zu begleichen. Es gebührt 
auch die Abfertigung ALT, wenn 
das ursprüngliche Dienstver-
hältnis z.B. durch „Einvernehm-
liche Lösung“ beendet wurde.  

•	 Hält	 der	 Arbeitgeber	 die	 ur-
sprünglich erteilte Wiederein-
stellungszusage nicht ein, so 
hat der Arbeitnehmer Anspruch 
auf eine Kündigungsentschä-
digung. Diese wird vom Tag des 
geplanten Wiedereintritts weg 
bis zum Tag des sonst gültigen 
Kündigungstermins bei einer 
Kündigung durch den Arbeitge-
ber berechnet. 

Nichteinhaltung 
durch den Arbeitnehmer
Eine Wiedereinstellungszusage 
führt für den Arbeitnehmer zu der 
Option, nach einer Unterbrechung 
beim selben Dienstgeber die Tätig-
keit wieder aufzunehmen. Nimmt 
der Arbeitnehmer trotz Wiederein-
stellungszusage  bzw. - vereinba-
rung rechtzeitig vom Wiedereintritt 
Abstand, so hat er keine Konse-
quenzen zu erwarten. Sollte sein 
ursprüngliches Dienstverhältnis der 
Abfertigung ALT unterlegen sein, so 
hat er auch in diesem Fall Anspruch 
darauf. Diese muss ihm rückwir-
kend mit der letzten Beendigung 
nachgezahlt werden- sofern der 
Lösungsgrund natürlich eine Aus-
zahlung der Abfertigung begründet 
hat (z.B. „Einvernehmliche Lösung“ 
„Kündigung durch Dienstgeber“…). 
Weiters müssen ihm etwaige sons-

tige noch offene Ansprüche nach-
träglich abgerechnet werden. 

Wenn der Arbeitnehmer so  kurzfris-
tig den Wiedereintritt absagt, dass 
dem Arbeitgeber dadurch nach-
weislich ein Schaden entsteht, 
hat Letzterer die Möglichkeit, den 
Arbeitnehmer in einem Zivilrechts-
verfahren auf Schadenersatz  zu 
klagen. Wenn die Firma jedoch ei-
ner Branche unterliegt, in der recht 
schnell ein Ersatz gefunden werden 
kann, wird diese Klage wahrschein-
lich scheitern. 

Zusammenfassung: 
Der Arbeitgeber ist an die Wie-
dereinstellungszusage bzw. 
–vereinbarung bei sonstigem 
Schadenersatzrisiko (Kündi-
gungsentschädigung) gebunden. 

Der Arbeitnehmer ist aufgrund 
einer Sonderregelung im Arbeits-
losenversicherungsgesetz bei 
Nichtantritt der Arbeit trotz fixer 

Vereinbarung in der Regel nicht 
schadenersatzpflichtig, sondern 
kann sogar die aus der früheren 
Zeit offenen Ansprüche und al-

lenfalls resultierende Abfertigung 
einfordern. 

ARBEItSRECHtLICHE ANSPRüCHE GERING-
FüGIG BESCHÄFtIGtER ARBEItNEHMER 
Unter einer geringfügigen Beschäf-
tigung versteht man ein Dienst-
verhältnis, in dem das Entgelt des 
Arbeitnehmers die sozialversi-
cherungsrechtliche Geringfügig-
keitsgrenze - diese liegt heuer bei 
€ 376,26 pro Monat - nicht über-
schreitet, und der Dienstnehmer 
somit nur einer Teilversicherung in 
der Unfallversicherung unterliegt.

Im arbeitsrechtlichen Bereich gibt 
es jedoch zwischen normalen und 
geringfügigen Beschäftigungs-
verhältnissen nahezu keine Un-
terschiede. Es hat daher auch der 
geringfügig beschäftigte Arbeit-
nehmer Anspruch auf
•	 die	 Bezahlung	 des	 kollektivver-

traglichen Mindestlohnes, 
•	 Sonderzahlungen	 im	 Sinne	 des	

Kollektivvertrages (Weihnachts- 

und Urlaubsgeld), 
•	 5	Wochen	 Urlaub	 pro	 Jahr	 (nach	

25 Dienstjahren 6 Wochen Urlaub 
pro Jahr)

•	 Entgeltfortzahlung	 im	 Kranken-
stand und an Feiertagen, 

•	 Entgeltfortzahlung	bei	sonstigen	
Dienstverhinderungsgründen, 

•	 Pflegefreistellung,	
•	 Abfertigungsleistungen.

BIS ZU WELCHER HöHE SIND 
tAGGELDER BZW. KOStENERSÄtZE 
FüR VERPFLEGUNG StEUERFREI?
Eine Dienstreise liegt vor, wenn ein 
Arbeitnehmer über Auftrag des Ar-
beitgebers seinen Dienstort (Büro, 
Betriebsstätte, Werksgelände, La-
ger usw.) zur Durchführung von 
Dienstverrichtungen verlässt. Diä-
ten können an Arbeitnehmer jedoch 
nur abgabenfrei ausbezahlt werden, 
sofern dies durch die jeweiligen 
weiterführenden gesetzlichen bzw. 
kollektivvertraglichen Regelungen 
(z.B. Regelungen zu Anspruchszeit-
raum) gedeckt ist und die notwen-
digen Reisekostenaufzeichnungen 
geführt werden. 

Das gesetzliche steuerfreie taggeld 
beträgt grundsätzlich (für Inlands-
reisen) bis zu € 26,40. Dauert eine 
Dienstreise länger als drei Stunden, 
so kann für jede angefangene Stun-
de ein Zwölftel gerechnet werden 
(z.B. für 7 Stunden werden € 15,40 
verrechnet). Dazu ist die Vorlage ei-
nes Beleges zum Nachweis der ent-
standenen Kosten nicht notwendig. 
Zu beachten ist jedoch, dass Kol-
lektivverträge auch geringere Ta-
ges- bzw. Stundensätze für die Di-
äten vorsehen können. Dann ist die 
Bezahlung der Taggelder nur bis zu 
diesem kollektivvertraglichen Satz 
problemlos abgabenfrei möglich.

Manchmal gibt es zwischen Dienst-
geber und Dienstnehmer Vereinba-
rungen, dass die tatsächlich ent-
standenen Kosten für Verpflegung 
verrechnet werden. Dabei muss 
beachtet werden, dass der Betrag, 
der die oben erwähnte steuerliche 
Grenze von € 26,40 überschreitet, 
voll abgabenpflichtig behandelt 
werden muss. 

Eine parallele Refundierung von 
tatsächlich entstandenen Verpfle-
gungskosten und Auszahlung von 
pauschalen Taggeldern für dieselbe 
Dienstreise ist jedoch nicht möglich!
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In Betrieben mit saisonalen Schwankungen ist es in der Praxis üblich, im Zuge der Been-
digung eines Dienstverhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine Wieder-
einstellungsvereinbarung zu treffen. Das Dienstverhältnis wird dann meist einvernehm-
lich aufgelöst, um dann zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufgenommen zu werden. 

NICHtEINHALtUNG VON WIEDEREINStELL-
UNGSZUSAGEN – WAS SIND DIE FOLGEN?



steuern und trends steuern und trends18 19

KURZ NOtIERt: 
DIE NEUE AUFLöSUNGSABGABE AB 2013
Mit 1.1.2013 tritt die im 2. Stabilitäts-
gesetz normierte Auflösungsabga-
be in Kraft, die dann bei gewissen 
Beendigungsformen eines Dienst-
verhältnisses vom Dienstgeber zu 

leisten ist.
Derzeit sind noch keine genauen 
Details bzw. Informationen bekannt, 
wie diese Abgabe in der Praxis um-
zusetzen sein wird.

Wir werden Sie auf jeden Fall in un-
serer nächsten Kanzleizeitung im 
Dezember 2012 darüber informieren.

RISIKO NACHVERRECHNUNG 
SACHBEZUG BEI PRIVAtNUtZUNG BEtRIEBLICHER FAHRZEUGE 
VON DIENStNEHMERN - AUCH VON FAMILIENANGEHöRIGEN (!) 
IM DIENStVERHÄLtNIS

Aktuell stellen wir fest, dass die 
Prüforgane von der Finanz und der 
Gebietskrankenkasse verstärkt  
untersuchen, wer mit den firmen-
eigenen Fahrzeugen fährt. Das 
Hauptaugenmerk liegt dabei grund-
sätzlich auf 5-Sitzer-PKWs, egal ob 
diese zum Vorsteuerabzug berech-
tigen oder nicht. 
Richtigerweise ist bei der Privatnut-
zung von firmeneigenen Kraftfahr-
zeugen durch im Unternehmen an-
gemeldete Arbeitnehmer – inklusive 
angemeldeten Familienangehörigen 
- ein sogenannter Sachbezug an-
zusetzen, der voll abgabenpflichtig 
ist. Zu beachten ist dabei, dass bei 
Arbeitnehmern auch die Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte 
als Privatnutzung gelten. 
Eine Ausnahme gibt es rein für Spe-
zialfahrzeuge, die auf Grund ihrer 
Ausstattung eine andere private 
Nutzung praktisch ausschließen 
(z.B. Montagefahrzeuge mit einge-
bauter Werkbank) oder wenn ein 
Berufschauffeur das Fahrzeug, das 
privat nicht verwendet werden darf, 

nach der Dienstverrichtung mit nach 
Hause nimmt (z.B. Taxi bei Nachweis 
ausschließlicher beruflicher Nut-
zung).
Die Prüforgane unterstellen, dass 
im Unternehmen angemeldete Fa-
milienangehörige, die grundsätzlich 
keinen privaten PKW haben, jeder-
zeit firmeneigene Fahrzeuge für ihre 
Privatfahrten nutzen können. Sofern 
es keine lückenlosen Fahrtenbücher 
zu allen betrieblichen Autos gibt, 
die keine Privatfahrten der betroffen 
Familienmitglieder bzw. weiterfüh-
rend aller Arbeitnehmer enthalten, 
besteht das große Risiko, dass die 
Abgaben für den Sachbezug für die 
betroffenen Personen nachverrech-
net werden. Und das kann teuer 
werden …
Alternativ besteht bspw. die Mög-
lichkeit, dass der betroffene An-
gehörige/Arbeitnehmer einen lau-
fenden monatlichen Kostenersatz, 
der den allfälligen Sachbezugswert 
deckt bzw. übersteigt, an das Unter-
nehmen leistet.
Der Sachbezugswert beläuft sich 

grundsätzlich auf 1,5% der Anschaf-
fungskosten (Neupreis – auch bei 
gebrauchten KFZ!) monatlich, maxi-
mal jedoch € 600 pro Monat. Wird das 
firmeneigene KFZ nachweislich im 
Jahresdurchschnitt nicht mehr als 
500 km monatlich privat benutzt, so 
ist der Sachbezugswert mit dem hal-
ben Prozentsatz in Höhe von 0,75% 
der Anschaffungskosten (max. € 
300) anzusetzen. Als Nachweis für 
den „halben Sachbezug“ ist unbe-
dingt die Führung eines lückenlosen 
Fahrtenbuches erforderlich!

EXKURS: 
Spannungsfelder kann es auch in 
anderen Bereichen geben, in denen 
betriebliches Eigentum den Arbeit-
nehmern (inkl. angemeldeten Fami-
lienangehörigen) unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt wird. Man denke 
hier bspw. an Dienstwohnungen. 
Auch hier wäre der Ansatz eines 
Sachbezuges vorzunehmen.

Für weiterführende Beratungen ste-
hen wir Ihnen gerne zur Verfügung!
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team der Personalverrechnung: 
Eva Lachmayer, Marion Lackner, Mag. Birgit Mürwald, Kurt Schöppl und MMag. Barbara Stemper

GEWERBERECHt – KURZINFORMAtION 
FüR BAUMEIStER, EINGESCHRÄNKtE 
BAUMEIStER UND ERDBAUER

Zur Ausübung des Baumeisterge-
werbes oder der dem Baumeis-
tergewerbe entstammenden Teil-
gewerbe ist für Anmeldungen ab 
15.09.2012 neben den bisher er-
forderlichen Unterlagen auch der 
Nachweis des Bestehens einer 
Haftpflichtversicherung für Perso-
nen- und Sachschäden mit einer 
Versicherungssumme von mindes-

tens € 1. Mill. pro Schadensfall vor-
zulegen. Für diese Versicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von 
höchstens 5% pro Schadensfall 
vereinbart werden und muss bei ei-
nem Unternehmen abgeschlossen 
werden, das in Österreich zum Ge-
schäftsbetrieb befugt ist.
Gewerbetreibende, die am 
13.08.2012 die betreffenden Ge-

werbe bereits ausgeübt haben, 
müssen der Behörde von sich aus 
bis spätestens 15.09.2013 den Be-
stand einer Haftpflichtversiche-
rung für Personen- und Sachschä-
den nachweisen.
Erfolgt dieser Nachweis nicht 
rechtzeitig, ist ein Gewerbeentzie-
hungsverfahren einzuleiten.

Maria trenkwalder

Mit 14.08.2012 ist eine Novelle zur Gewerbeordnung in Kraft getreten. 
Sie enthält unter anderem neue Bestimmungen zur betrieblichen Haftpflicht-
versicherung  für alle Baumeister, eingeschränkte Baumeister und Erdbauer.

WIR 
GRAtULIEREN

Stefanie Eder und 
Christoph Reichholf

zur Geburt ihrer tochter 
Amelie Elisabeth
im August 2012

SEPA steht dabei für Single European 
Payment Area und bezeichnet einen 
einheitlichen Euro-Zahlungsver-
kehrsraum. Die Umstellung erfolgt mit 
dem Ziel, den Zahlungsverkehr inner-
halb der EU zu vereinheitlichen.
Zahlscheine, Erlagscheine, Über-
weisungen und EU-Standardüber-
weisungen werden durch neue Zah-

lungsanweisungen ersetzt.
Die wesentliche Änderung liegt si-
cherlich darin, dass mit dieser Um-
stellung nun auch bei Zahlungen im 
Inland IBAN und BIC statt Kontonum-
mer, Empfängerbank und Bankleit-
zahl angegeben werden müssen.
Vorteile der Umstellung:
•	 Für	 Überweisung	 und	 Lastschrif-

ten wird innerhalb der EU nur mehr 
ein Konto benötigt.

•	 EU-Überweisungen	 dürfen	 inner-
halb der EU nur mehr maximal ei-
nen Tag dauern.

Alte Zahlungsanweisungen werden 
jedoch noch bis Ende 2014 ange-
nommen.
 Mag. Julian Holleis

IBAN UND BIC StAtt KONtONUMMER UND BLZ

Ab 01.01.2013 stellen alle Banken in österreich auf die SEPA-Standards um
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